
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Es wird Wagen geben, die von keinem Tier gezogen werden und mit unglaublicher Gewalt daherfahren. 
Leonardo da Vinci; 1452 – 1519, italienischer Maler, Bildhauer und Musiker 

 
Informationen aus dem Steuer-, Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialrecht  

 
Von 12.02. bis einschl. 16.02.2024 ist unsere Kanzlei in  

Riedlingen geschlossen. In Munderkingen ist unsere Kanzlei mit Ausnahme  
von Rosenmontagsnachmittag geöffnet. Telefonisch sind wir erreichbar.  

 
Februar 2024 

 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
 

1. Steuerbefreiung von Betriebsvermögen bei Erbschaft und Schenkung 
2. Behandlung von kostenlosen oder verbilligten Mahlzeiten 
3. Minderung des geldwerten Vorteils bei Dienstwagennutzung durch Parkplatzmieten 
4. Quarantäne wegen Covid-19 – keine Anrechnung auf Jahresurlaub 
5. Nutzungsänderung eines Gastronomiebetriebs 
6. „Düsseldorfer Tabelle“ ab dem 1.1.2024 

 
 
 

  
 Fälligkeitstermine Fällig am 
Umsatzsteuer (mtl.), 
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli.-Zuschlag (mtl.) 12.2.2024 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 15.2.2024 

Sozialversicherungsbeiträge 27.2.2024 
  

 
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2023 = 3,12 % 
 1.1. – 30.6.2023 = 1,62 % 
 1.7.2016 – 31.12.2022 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 
 
 
 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz


 

1. Steuerbefreiung von Betriebsvermögen bei Erbschaft und Schenkung 
 
Erbschaften oder Schenkungen von Betriebsvermögen können unter bestimmten Bedingungen 
zum großen Teil steuerbefreit bleiben. Der Bundesfinanzhof (BFH) äußerte sich nun in diesem 
Zusammenhang mit seinem Urteil vom 13.9.2023 zum sog. „90%-Einstiegstest“, welcher unter 
bestimmten Voraussetzungen entscheidet, ob Betriebsvermögen von der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer zum Teil befreit werden kann. 
 
Kernfrage bei dem Test ist, ob das Verwaltungsvermögen mehr als 90 % des Gesamtwerts des 
Betriebsvermögens ausmacht. In diesem Fall entfällt die Steuerbegünstigung für das gesamte 
Betriebsvermögen. 
 
Das Verwaltungsvermögen umfasst Vermögenswerte, die nicht oder nur mittelbar für den 
betrieblichen Zweck genutzt werden. Dazu gehören typischerweise: 
 
· Finanzanlagen wie Aktien, Anleihen, Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, die nicht dem  

Betriebszweck dienen. 
· Immobilien, die nicht betrieblich genutzt werden, wie vermietete Wohn- oder  

Geschäftsimmobilien. 
· sonstige Vermögenswerte, die nicht direkt dem Geschäftsbetrieb dienen  

(Kunstwerke, Sammlungen oder nicht betriebsnotwendige liquide Mittel). 
 
Ziel der Regelung ist es, dass Vermögen, das hauptsächlich aus Verwaltungsvermögen besteht 
und somit weniger aktiv im Geschäftsbetrieb genutzt wird, keine ungerechtfertigten 
Steuervorteile erhält. 
 
Im konkreten Fall erhielt eine Tochter von ihrem Vater GmbH-Anteile für ein 
Handelsunternehmen mit Forschungstätigkeit, das über erhebliche Finanzmittel verfügte. Die 
Tochter ging nun davon aus, dass die erhaltenen Unternehmensanteile als steuerfrei anzusehen 
waren, das Finanzamt war jedoch aufgrund der Höhe der Finanzmittel anderer Meinung. 
 
Nach Urteil durch das Finanzgericht stellte der BFH im Anschluss klar, dass bei 
Handelsunternehmen wie der betroffenen GmbH die betrieblich veranlassten Schulden von 
den Finanzmitteln abzuziehen sind, um zu bestimmen, ob das Verwaltungsvermögen 90 % 
des Gesamtvermögens übersteigt. Nach Abzug der Schulden von den Finanzmitteln wurde 
daraufhin festgestellt, dass das Verwaltungsvermögen unter 90 % lag. Daher blieb die 
Steuerbefreiung für das Betriebsvermögen bestehen. 
 
Achtung: Dieser Beitrag behandelt spezifische Aspekte der Steuerbefreiung von 
Betriebsvermögen im Kontext von Erbschaften und Schenkungen. Es ist jedoch wichtig zu 
betonen, dass die Inanspruchnahme einer anteiligen Steuerbefreiung für Betriebsvermögen an 
eine Vielzahl weiterer Voraussetzungen geknüpft ist. Jeder Erbschafts- und Schenkungsfall ist 
einzigartig und sollte individuell durch den Steuerberater begleitet werden. 
 
 
2. Behandlung von kostenlosen oder verbilligten Mahlzeiten 
 
Mit Schreiben vom 7.12.2023 informiert das Bundesministerium für Finanzen über die 
lohnsteuerliche Behandlung von unentgeltlichen oder verbilligten Mahlzeiten für Arbeitnehmer 
ab dem Kalenderjahr 2024. 
 
Wenn Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern arbeitstäglich Mahlzeiten unentgeltlich oder zu einem 
verbilligten Preis anbieten, wird dies als geldwerter Vorteil angesehen und muss entsprechend 



 

versteuert werden. Als Besteuerungsgrundlage werden ab dem Jahr 2024 die folgenden 
Sachbezugswerte festgelegt: 
 
Für ein Mittag- oder Abendessen beträgt der Wert je 4,13 € (vorher 3,80 €) und für ein Frühstück 
2,17 € (vorher 2,- €). Bei Vollverpflegung (Frühstück, Mittag- und Abendessen) beträgt der 
Gesamtwert 10,43 € (vorher 9,60 €). 
 
Diese Regelungen gelten ab dem 1.1.2024 auch für Mahlzeiten, die Arbeitnehmern während 
einer dienstlich veranlassten Auswärtstätigkeit oder bei doppelter Haushaltsführung zur 
Verfügung gestellt werden, solange der Preis der Mahlzeit 60 € nicht übersteigt. Andernfalls wird 
der Wert der Mahlzeit in voller Höhe als geldwerter Vorteil angesehen. 
 
 
3. Minderung des geldwerten Vorteils bei Dienstwagennutzung durch  

Parkplatzmieten 
 
Das Finanzgericht Köln hat in einem aktuellen Urteil vom 20.4.2023 eine Entscheidung getroffen, 
die alle Arbeitnehmer betrifft, die einen Dienstwagen nutzen und gleichzeitig für einen Parkplatz 
am Arbeitsplatz zahlen. 
 
Im entschiedenen Fall ging es um die Minderung des geldwerten Vorteils, eines betrieblich 
genutzten Pkw durch die vom Arbeitnehmer gezahlte Miete für einen vom Arbeitgeber 
bereitgestellten Parkplatz. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass solche Parkplatzmieten 
nicht den nach der 1-%-Regelung ermittelten geldwerten Vorteil des Dienstwagens reduzieren 
sollten. Das Gericht entschied, dass die von den Arbeitnehmern gezahlte Parkplatzmiete 
tatsächlich den geldwerten Vorteil mindert. Dies bedeutet, dass die Miete für den Parkplatz bei 
der Berechnung des zu versteuernden Vorteils aus dem Firmenwagen berücksichtigt und somit 
von diesem abgezogen werden kann.  
 
Achtung: Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da das Finanzamt gegen diese Entscheidung 
Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt hat. Entsprechende Fälle sollten bis zur Entscheidung 
offen gehalten werden. 
 
 
4. Quarantäne wegen Covid-19 – keine Anrechnung auf Jahresurlaub 
 
Das Unionsrecht verlangt nicht, dass ein Arbeitnehmer, der während seines bezahlten 
Jahresurlaubs aufgrund eines Kontakts mit einer mit einem Virus infizierten Person unter 
Quarantäne gestellt worden ist, den Jahresurlaub auf einen späteren Zeitraum übertragen kann. 
 
Der bezahlte Jahresurlaub bezweckt, es dem Arbeitnehmer zu ermöglichen, sich von der 
Ausübung der ihm nach seinem Arbeitsvertrag obliegenden Aufgaben zu erholen und über einen 
Zeitraum der Entspannung und Freizeit zu verfügen. Anders als eine Krankheit steht ein 
Quarantänezeitraum als solcher der Verwirklichung dieser Zwecke nicht entgegen. Folglich ist 
der Arbeitgeber nicht verpflichtet, die Nachteile auszugleichen, die sich aus einem 
unvorhersehbaren Ereignis wie einer Quarantäne ergeben, das seinen Arbeitnehmer daran 
hindern könnte, seinen Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub uneingeschränkt und wie 
gewünscht zu nutzen. 
 
 
 
 
 



 

5. Nutzungsänderung eines Gastronomiebetriebs 
 
Das Oberverwaltungsgericht Niedersachsen hatte über den nachfolgenden Sachverhalt zu 
entscheiden: In einem Wohn- und Geschäftshaus wurde eine Pizzeria betrieben. Für die 
entsprechenden Räume liegt eine Baugenehmigung aus dem Jahr 1983 zum Betrieb einer 
Eisdiele vor. Aufgrund von Nachbarbeschwerden über Lärmbelästigungen wurde der weitere 
Betrieb der Pizzeria untersagt. Der Restaurantbetreiber legte dagegen Beschwerde ein. 
 
Eine für einen Gastronomiebetrieb erteilte Baugenehmigung weist typischerweise eine gewisse 
Variationsbreite auf. Nicht jede Veränderung der betrieblichen Abläufe oder der gastronomischen 
Ausrichtung (z.B. Wechsel des Speisenangebots von deutscher auf französische Küche) wirft 
die Genehmigungsfrage neu auf. Die Variationsbreite wird aber dann überschritten, wenn sich 
betriebliche Einrichtungen und Abläufe in einer Weise ändern, dass neu- oder andersartige 
baurechtliche Problemlagen zu bewältigen sind bzw. bereits bestehende Problemlagen – etwa 
eine Immissionsproblematik – verschärft werden. So lag der Fall hier. 
 
Während der überwiegende Betrieb bei einer Eisdiele typischerweise während der Tagzeit 
stattfindet, wird eine Pizzeria gerade in den Abendstunden aufgesucht. Damit stellen sich 
andersartige Fragen des Immissionsschutzes der Nachbarschaft. Hinzu kommt, dass eine 
Pizzeria auf einen mit hohen Temperaturen betriebenen Pizzaofen angewiesen ist, der Fragen 
des Brandschutzes und der Abluftführung aufwirft. 
 
 
6. „Düsseldorfer Tabelle“ ab dem 1.1.2024 
 
Die vom Oberlandesgericht Düsseldorf herausgegebene „Düsseldorfer Tabelle“ wurde zum 
1.1.2024 geändert. Im Wesentlichen sind die Bedarfssätze minderjähriger und volljähriger 
Kinder, die Einkommensgruppen und der dem Unterhaltspflichtigen zu belassende Eigenbedarf 
geändert worden. 
 
Die „Düsseldorfer Tabelle“ stellt eine bloße Richtlinie dar und dient als Hilfsmittel für die 
Bemessung des angemessenen Unterhalts im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Eine 
bindende rechtliche Wirkung kommt ihr nicht zu. Zum 1.1.2024 betragen die Regelsätze bei 
einem Nettoeinkommen des/der Unterhaltspflichtigen bis 2.100 €: 
 

· 480 € für Kinder von 0 – 5 Jahren 
· 551 € für Kinder von 6 – 11 Jahren 
· 645 € für Kinder von 12 – 17 Jahren und 
· 689 € für Kinder ab 18 Jahren. 
 

Die Sätze steigen mit höherem Einkommen um bestimmte Prozentsätze. 
 
Die gesamte Tabelle befindet sich auf der Internetseite des Oberlandesgerichts Düsseldorf unter 
https://www.olg-duesseldorf.nrw.de – Schnellzugriff – Düsseldorfer Tabelle. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.olg-duesseldorf.nrw.de


 

  
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

  
 

 Verbraucherpreisindex 
 (2020 = 100) 

2023:  Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8;  
September = 117,8; August = 117,5; Juli = 117,1; Juni = 116,8; Mai = 
116,5; April = 116,6; März =116,1; Februar = 115,2; Januar = 114,3 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  
  

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 

https://www.destatis.de

